
Rentenversicherung: Langfristszenarien 
und Reformoptionen

Die demografische Entwicklung setzt die Finanzen der Rentenversicherung künftig unter Druck. Die 

Bundesregierung beabsichtigt, das Versorgungsniveau nach 2025 dauerhaft bei dem derzeitigen 

Wert von 48 % zu halten. Es bliebe dann deutlich höher als im rechtlichen Status quo. Dadurch 

stiegen der Beitragssatz und die steuerfinanzierten Bundesmittel erheblich stärker als bislang angelegt.

Die Höhe des Versorgungsniveaus sowie die Verteilung der Finanzierungslasten sind politisch 

abzuwägen und festzulegen. Bei aller Unsicherheit gilt es aber, die maßgeblichen langfristigen 

finanziellen Wirkungen transparent darzustellen. Dieser Aufsatz aktualisiert langfristige Simulationen 

der Bundesbank aus dem Jahr 2019. Diese sind keine Punktprognosen, sie zeigen aber Zusammen-

hänge und bebildern Ausgestaltungsoptionen. Die Simulationen starten 2026, also nach dem Ende 

der derzeitigen Übergangsregelungen. Daher steht die aktuelle Situation mit sehr hohen Inflations-

raten nicht im Fokus.

Die Simulationen bilden zunächst den rechtlichen Status quo ab und vergleichen diesen mit dem 

Regierungsvorhaben (Versorgungsniveau stabil bei 48 %). In beiden Szenarien bleibt das Renten-

alter ab den 2030er Jahren unverändert bei 67 Jahren. Gegenüber dem rechtlichen Status quo ist 

der Beitragssatz bei einem Versorgungsniveau von 48 % deutlich höher und steigt bis 2070 auf 

29 %. Auch die Bundesmittel wachsen viel kräftiger, und der Bundeshaushalt gerät erheblich 

stärker unter Druck.

Darüber hinaus bebildert der Aufsatz zwei Reformoptionen. Beide orientieren sich an Vorgehens-

weisen zahlreicher europäischer Länder. Die erste Option garantiert ebenso wie das Regierungs-

vorhaben ein festes Versorgungsniveau, aber nur bei Rentenzugang. In der anschließenden Bezugs-

phase steigen die Renten mit der Inflation. Die Kaufkraft bleibt insoweit zwar erhalten. Allerdings 

dürfte das Versorgungsniveau im Verlauf des Ruhestands spürbar sinken, weil die Renten schwächer 

wachsen dürften als die Löhne. Die Effekte für Versicherte und Rentenfinanzen hängen maßgeblich 

davon ab, wie die Reform konkret ausgestaltet wird und wie sich die Reallöhne langfristig 

entwickeln. Wählt man ein Versorgungsniveau von 48 % bei Rentenzugang, sind Rentenleistungen, 

Beitragssatz und Bundeszuschüsse geringer als beim Regierungsvorhaben. Ein etwas höherer Start-

wert verringert die Abstände. Versicherte, die länger leben, sind insgesamt stärker von geringeren 

Rentenzahlungen gegenüber dem Regierungsvorhaben betroffen. Diese verfügen im Durchschnitt 

aber auch über höhere Einkommen. Solche Verteilungsaspekte sind letztlich politisch zu bewerten. 

Nachteilig erscheint, dass die längerfristige Finanzentwicklung der Rentenversicherung weniger 

vorhersehbar ist, weil sie zusätzlich davon abhängt, wie sich die Reallöhne entwickeln.

Die zweite Reformoption koppelt das gesetzliche Rentenalter an die steigende Lebenserwartung. 

Dies verhindert, dass die Rentenjahre stärker steigen als die Beitragsjahre. In der Simulation bleibt 

deren Relation ab Anfang der 2030er Jahre in etwa auf dem dann erreichten Niveau. Auf Basis 

aktueller Vorausschätzungen steigt das Renteneintrittsalter bis 2070 auf gut 69 Jahre. Die Kopp-

lung dämpft den Druck auf Beitragssatz und Bundeshaushalt spürbar. Mit der längeren Erwerbs-

phase steigt neben den individuellen Renten zudem die Beschäftigung. Dies erhöht Wirtschafts-

leistung und Steuereinnahmen. Es erscheint insgesamt gut nachvollziehbar, dass etliche nationale 

und internationale Beratungsgremien Deutschland eine solche Ausgestaltung empfehlen.
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Demografische Entwicklung 
setzt Rentenfinanzen unter 
Druck

Die demografische Entwicklung setzt die Finan-

zen der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) 

perspektivisch unter Druck.1) Erstens erreichen 

bis zur Mitte der 2030er Jahre zunehmend ge-

burtenstarke Jahrgänge ihr Rentenalter. Zwei-

tens dürfte die Lebenserwartung weiter zuneh-

men.2) Um die Rentenversicherung finanziell 

stabil zu halten, ist an den Stellgrößen anzuset-

zen. Dazu zählen vor allem: das (standardisierte) 

Versorgungsniveau 3), das gesetzliche Renten-

alter, der Beitragssatz und die steuerfinanzierten 

Mittel, die der Bund überweist (Bundesmittel).

Bis einschließlich 2025 gelten für den Beitrags-

satz und das Versorgungsniveau Haltelinien. 

Der Beitragssatz, der gegenwärtig 18,6 % be-

trägt, darf 20 % nicht übersteigen. Das Versor-

gungsniveau darf 48 % nicht unterschreiten. Da 

es bereits bei 48 % liegt, wachsen die Renten 

bis 2025 parallel zu den Löhnen (nach Abzug 

der Sozialabgaben, vor Steuern). Das Renten-

alter steigt zunächst noch weiter an.

Ab 2026 sieht das geltende Recht wieder einen 

breiteren Anpassungsmix bei den Stellgrößen 

vor: Erstens sinkt das Versorgungsniveau, das 

heißt, die Renten wachsen langsamer als die 

Löhne.4) Zweitens steigt der Beitragssatz. Drit-

tens nehmen die Bundesmittel stärker zu, weil 

sie an die steigenden Beitragssätze gebunden 

sind. Und viertens steigt das Rentenalter – aber 

nur bis Anfang der 2030er Jahre auf dann 67 

Jahre.

Die Bundesregierung beabsichtigt, das Versor-

gungsniveau langfristig zu stabilisieren, das 

heißt auch nach 2025 bei 48 %.5) Die Lasten 

verlagerten sich dann stärker auf die Beitrags-

zahlenden, die zugleich den Hauptteil des 

Steueraufkommens leisten. Im Ergebnis stiegen 

der Beitragssatz und die steuerfinanzierten Bun-

desmittel deutlich kräftiger als nach derzeitiger 

Rechtslage. Der Bund müsste dann an anderer 

Stelle einsparen oder die Steuern deutlich er-

höhen. Es ist derzeit nicht vorgesehen, das Ren-

tenalter nach 2031 weiter anzuheben. Die Bun-

desregierung hat dies für diese Legislatur-

periode ausgeschlossen.6)

Demografische 
Entwicklung 
setzt Renten-
finanzen per-
spektivisch 
unter Druck

Bis 2025 Halte-
linien für Bei-
tragssatz und 
Versorgungs-
niveau

Status quo: ab 
2026 wieder 
relativ breiter 
Anpassungsmix 
der Stellgrößen

Bundesregierung 
plant länger
fristige Haltelinie 
für Versorgungs-
niveau: Abga-
benlast steigt 
dann deutlich 
stärker

1 Vgl. hierzu ausführlicher: Deutsche Bundesbank (2022) 
und Deutsche Bundesbank (2019), S. 62–64. Die Staats-
finanzen sind ein wichtiger Teil der gesamtwirtschaftlichen 
Analysen und Projektionen der Bundesbank. Die Rentenver-
sicherung ist wiederum ein gewichtiger Teil der Staatsfinan-
zen. Die Bundesbank unterrichtet vierteljährlich über die ak-
tuelle Entwicklung der Rentenversicherung. Sie legt in un
regelmäßigen Abständen ausführlichere Berichte zur Ren-
tenversicherung und insbesondere zu deren längerfristigen 
Perspektiven vor.
2 Die Annahmen zur Lebenserwartung basieren auf der 
14. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Sta-
tistischen Bundesamtes (vgl.: Statistisches Bundesamt 
(2019)). Zwischenzeitlich legte das Statistische Bundesamt 
aktualisierte Vorausberechnungen zur mittleren Frist bis 
2035 vor (vgl.: Statistisches Bundesamt (2021)). Diese be-
rücksichtigen vor allem die tatsächliche Entwicklung bis 
zum aktuellen Rand. Damit bleibt die Entwicklung der 
Lebenserwartung hinter den zuvor gestellten Annahmen 
leicht zurück. Für die Zeit bis 2035 nimmt das Statistische 
Bundesamt nun an, dass die Lebenserwartung ab Geburt 
etwas weniger stark zunimmt als in vorangegangenen 
Vorausberechnungen. Die fernere Lebenserwartung ab 67 
Jahren ist bis 2070 von den Revisionen kaum betroffen.
3 Eine Definition wichtiger Begriffe in der Rentendiskussion 
findet sich in: Deutsche Bundesbank (2019), S. 57–58. Das 
Versorgungsniveau (Sicherungsniveau nach Sozialbeiträgen, 
aber vor Steuern) bildet die Standardrente im Verhältnis 
zum durchschnittlichen versicherungspflichtigen Entgelt ab. 
Die Standardrente ergibt sich nach 45 Beitragsjahren mit 
Durchschnittslohn. Das so ermittelte Versorgungsniveau be-
läuft sich aktuell auf gut 48 %. Die Standardrente fällt also 
knapp halb so hoch aus wie der Durchschnittsverdienst aller 
rentenversicherungspflichtig Beschäftigten (nach Abzug der 
Sozialbeiträge). Es handelt sich dabei folglich nicht um ein 
Verhältnis zum letzten individuellen Einkommen. Das Ver-
sorgungsniveau nach Steuern dürfte (ohne weitere Ein-
künfte und ohne Kindergeldansprüche) spürbar höher lie-
gen, vgl.: Deutsche Bundesbank (2019), S. 58.
4 Dies bewirkt insbesondere der Nachhaltigkeitsfaktor in 
der Rentenanpassungsformel. Demnach wachsen die Ren-
ten schwächer als die Löhne (vor Abzug der Steuern aber 
nach Abzug der Sozialabgaben), wenn sich das Verhältnis 
von Rentenbeziehenden zu Beitragszahlenden erhöht. Die 
Rentenanpassungsformel ist detailliert beschrieben in: Deut-
sche Bundesbank (2019), S. 58.
5 Vgl.: SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP (2021).
6 Gemäß Koalitionsvertrag plant die Bundesregierung einen 
Kapitalstock in der GRV zu bilden. Dieser soll helfen, den 
Anstieg des Beitragssatzes zu dämpfen. Das Vorhaben ist 
bislang aber nicht weiter spezifiziert. Das im Koalitionsver-
trag genannte Volumen von 10 Mrd € reicht nicht aus, um 
quantitativ nennenswerte Effekte zu erzielen.
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Internationale Tendenzen: 
Renten häufig mit Preisen 
indexiert und Rentenalter an 
Lebenserwartung gekoppelt

Viele Länder stehen vor vergleichbaren demo-

grafischen Herausforderungen wie Deutsch-

land. Eine grundsätzlich lohnorientierte Renten-

anpassung nach dem Rentenzugang (wie in 

Deutschland geplant) ist andernorts unüblich.7) 

Die meisten europäischen und weitere OECD-​

Länder indexieren die Renten zumindest teil-

weise mit den Preisen. Eine reine Preisindexie-

rung gibt es unter anderem in Österreich. Im 

Vergleich zur Lohnanpassung wachsen die Be-

standsrenten bei Preisindexierung langsamer, 

wenn die Löhne stärker steigen als die Preise. 

Eine solche Entwicklung ist bei real wachsenden 

Volkswirtschaften in der Grundtendenz üblich 

und wird auch für die Zukunft erwartet. Wäh-

rend des Rentenbezugs sinkt bei einer Preisinde-

xierung das individuelle Versorgungsniveau, 

also die Relation der Rente zum Durchschnitts-

entgelt des jeweiligen Jahres.8) Dies bedeutet, 

dass die eigene Rente im Zeitverlauf langsamer 

steigt als der Durchschnittslohn (nach Sozialbei-

trägen, vor Steuern).

In vielen EU-​Ländern steigt inzwischen zudem 

das gesetzliche Rentenalter mit der Lebens-

erwartung.9) Es verlängern sich somit nicht 

allein die Rentenbezugs-, sondern auch die Bei-

tragsphasen. Dies verringert den Anpassungs-

druck für die anderen Stellgrößen spürbar. 

Einige der nationalen und internationalen Ins-

titutionen, die die Bundesregierung wirtschafts-

politisch beraten, empfehlen, das Rentenalter 

an die Lebenserwartung zu binden.10)

Langfristige Entwicklung 
der Rentenversicherung 
anhand von Simulationen

Vorausberechnungen verdeut-
lichen langfristige Entwicklun-
gen und Zusammenhänge

Der Aufsatz knüpft an die langfristigen Simula-

tionen der Bundesbank zur finanziellen Entwick-

lung der GRV aus dem Jahr 2019 an. Er aktuali-

siert Simulationen zum rechtlichen Status quo 

sowie zum stabilen Versorgungsniveau von 

48 %, wie es die Regierung beabsichtigt. Zu-

dem bebildert er die Wirkungen einer inflations-

bezogenen Anpassung von Bestandsrenten. 

Darüber hinaus aktualisiert und erweitert der 

Aufsatz Simulationen, die das Rentenalter mit 

der Lebenserwartung verknüpfen. Die Simula-

tionen setzen 2026 ein, also nachdem die bis 

2025 geltenden Haltelinien für das Versor-

gungsniveau und den Beitragssatz ausgelaufen 

sind. Die aktuelle Entwicklung, die unter ande-

rem durch außergewöhnlich hohe Inflations-

raten gekennzeichnet ist, steht bei dieser län-

gerfristigen Sichtweise nicht im Fokus.

Die Unsicherheit ist bei langfristigen Voraus-

berechnungen naturgemäß hoch. Die Ergeb-

nisse der Simulationen sind nicht als Prognosen 

In den meisten 
europäischen 
Ländern sind 
Renten an Preis-
entwicklung 
gebunden

In vielen EU-​
Ländern ist das 
Rentenalter sys-
tematisch an die 
Lebenserwar-
tung geknüpft

Bundesbank-​
Simulationen zu 
verschiedenen 
Ausgestaltungs-
optionen

7 Eine Eins-​zu-​eins-​Anpassung mit den Löhnen bietet der-
zeit nur Dänemark. Viele Länder verwenden Mischindizes 
aus Löhnen und Preisen. Ziel ist, das Ausgabenwachstum zu 
bremsen und so die demografisch bedingten Finanzierungs-
probleme im Umlagesystem abzumildern. Vgl.: OECD 
(2021), S. 34 – 36.
8 Eine Umstellung der Rentenanpassung auf eine Preisinde-
xierung wurde zuletzt auch vom Wissenschaftlichen Beirat 
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
und von der Kommission „Verlässlicher Generationenver-
trag“ diskutiert (vgl.: Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie (2021) und Kommission Verlässlicher Generationen-
vertrag (2020)).
9 Zu diesen Ländern zählen u. a. Dänemark, Italien, Nieder-
lande oder Portugal, vgl.: Europäische Kommission (2021), 
S. 56. Vergleichbar ist ein System, bei dem das Rentenalter 
flexibel ist und Ab- und Zuschläge bei Rentenzugang an die 
steigende Lebenserwartung gekoppelt sind.
10 Dies empfehlen internationale (u. a.: Internationaler 
Währungsfonds (2019) und OECD (2020)) und nationale 
Organisationen (Wissenschaftlicher Beirat beim BMWi, vgl.: 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (2021) und 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung (2020)).
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zu verstehen. Die präsentierten Ausgestaltungs-

optionen stellen keine Forderungen oder Emp-

fehlungen dar. Die Simulationen sollen vielmehr 

wichtige Entwicklungstendenzen der einzelnen 

Stellgrößen und deren Zusammenhänge aufzei-

gen. Dabei wären auch andere Ausgestaltun-

gen denkbar, wie etwa eine andere Anpassung 

des Rentenalters an die Lebenserwartung oder 

eine Mischindexierung der Renten mit Löhnen 

und Preisen. Letztlich muss die Politik entschei-

den, wie sie die Lasten der Demografie auf Bei-

tragssatz, Bundesmittel und Renten verteilen 

will. Sie sollte aber transparent durch langfris-

tige Vorausberechnungen erläutern, welche 

Auswirkungen die beabsichtigte Reform aus 

heutiger Sicht unter plausiblen Annahmen ha-

ben wird.11)

Längerfristige Perspektive: 
derzeitige Rechtslage und 
Regierungsvorhaben eines 
dauerhaften Versorgungs-
niveaus bei 48%

Basisszenario: der rechtliche Status quo12)

Im Jahr 2025 laufen die Haltelinien für das Ver-

sorgungsniveau (48 %) und den Beitragssatz 

(20 %) aus. Ohne Anschlussregeln verteilen sich 

ab 2026 die demografischen Lasten wieder 

breiter auf die Stellgrößen (vgl. nebenstehendes 

Schaubild). In diesem Basisszenario sinkt das 

Versorgungsniveau. Die nominalen Renten stei-

gen aber weiterhin. Ende der 2030er Jahre er-

geben die Simulationen im Basisszenario eine 

Größenordnung des Versorgungsniveaus von 

43 %, 2070 von 40½%.13) Der Beitragssatz legt 

bis Ende der 2030er Jahre auf 23 % zu. Im Jahr 

2070 beträgt er 25%. Die Bundesmittel in Rela-

tion zur Wertschöpfung steigen ebenfalls deut-

lich, da sie weitestgehend an den Beitragssatz 

gekoppelt sind. Bis 2070 nehmen die Bundes-

mittel in Relation zur Wertschöpfung aus-

gehend von 2021 um 1½ Prozentpunkte zu. 

Zum Vergleich: Dies entspricht aus heutiger 

Vorausberech-
nungen verdeut-
lichen langfris-
tige Entwicklun-
gen und erhö-
hen Transparenz

Basisszenario: 
Beitragssatz und 
Bundesmittel 
steigen deutlich; 
nominale Ren-
ten wachsen 
schwächer: 
Versorgungs
niveau sinkt

Simulation: derzeitige Rechtslage und 

Regierungsvorhaben
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11 Die Bundesregierung betrachtet in ihrem jährlichen Ren-
tenversicherungsbericht lediglich die jeweils nächsten 
14 Jahre, zuletzt im November 2021 bis 2035, vgl.: Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales (2021). Dagegen ver-
öffentlichte der Wissenschaftliche Beirat beim BMWi 
Vorausschauen bis zum Jahr 2060, vgl.: Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie (2021). Die Berechnungen der 
Ageing Working Group der Europäischen Kommission 
reichen sogar bis zum Jahr 2070, vgl.: Europäische Kommis-
sion (2021).
12 Die Ergebnisse liegen im Spektrum anderer Simulatio-
nen, vgl. u. a.: Börsch-​Supan und Rausch (2021), Bundes-
wirtschaftsministerium für Wirtschaft und Energie (2021) 
oder Werding (2021).
13 Gleichzeitig fördert der Gesetzgeber über Steuermittel 
die kapitalgedeckte ergänzende Altersvorsorge auf indivi-
dueller Ebene (bspw. Riester-​Rente). Ziel dabei ist, dass eine 
ergänzende kapitalgedeckte Vorsorge planmäßig niedrigere 
Versorgungsniveaus der gesetzlichen Rente abfedert, vgl. zu 
früheren Berechnungen der Bundesbank: Deutsche Bundes-
bank (2016). Neben der Verbreitung werden vor allem die 
möglichen Erträge öffentlich kritisch diskutiert.
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Sicht dem Aufkommen aus 4 Prozentpunkten 

des Umsatzsteuerregelsatzes.14)

Regierungsvorhaben: dauerhaftes 
Versorgungsniveau bei 48%

Die Bundesregierung plant, das Versorgungs

niveau dauerhaft bei 48 % zu stabilisieren. Die 

Renten wachsen dann auch nach 2025 mit den 

Löhnen.15) Die Simulationen zeigen, dass der 

Beitragssatz und die Bundesmittel in diesem Fall 

stark steigen. Der Beitragssatz liegt im Jahr 

2070 bei 29 % (+ 4 Prozentpunkte gegenüber 

dem Basisszenario). Die daran gebundenen 

Bundesmittel fallen in Relation zur Wertschöp-

fung um etwa 1 Prozentpunkt höher aus als im 

Basisszenario und um 2½ Prozentpunkte höher 

als im Jahr 2021. Zur Finanzierung des gesam-

ten Anstiegs wäre dann beispielsweise das Auf-

kommen aus einem insgesamt um 6 Prozent-

punkte höheren Umsatzsteuerregelsatz im Jahr 

2070 nötig. Der Bundeshaushalt gerät also er-

heblich unter Druck. Es liegt demnach nahe, an-

dere –  international weitverbreitete  – Aus-

gestaltungsoptionen des Rentensystems zumin-

dest in den Blick zu nehmen.

Reformoption: Nach Renten-
zugang wachsen Renten mit 
der Inflationsrate

Start-Versorgungsniveau garantiert, 
im Rentenbezug Preissteigerungen 
ausgleichen

In Deutschland werden Rentenansprüche vor 

und nach Rentenzugang mit dem gleichen An-

passungsfaktor indexiert. Damit ist das Versor-

gungsniveau bei Rentenzugang identisch mit je-

nem von Personen, die bereits Renten beziehen 

(bei äquivalenten früheren Beitragszahlun-

gen).16) Eine Reformoption besteht darin, die in-

dividuellen Renten nach Rentenzugang in der 

Bezugsphase langsamer steigen zu lassen. Das 

Versorgungsniveau bei Rentenzugang bleibt 

gleichwohl stabil. Dies ist beispielsweise bei 

einer Indexierung der Bestandsrenten mit der 

Preisentwicklung der Fall, die international weit 

verbreitet ist. Gegenüber einer Lohnindexierung 

(d. h. stabiles Versorgungsniveau bei Rentenzu

gang und im Rentenbezug) dämpft die Preis-

indexierung für sich genommen den Anpas-

sungsdruck für die Rentenfinanzen: Beitragssatz 

und Bundesmittel steigen langsamer. Denkbar 

sind aber auch Mischformen: Bei diesen wach-

sen die Renten nach Rentenzugang mit einem 

Index, der sowohl die Preis- als auch die Lohn-

entwicklung beinhaltet. Die Effekte liegen dann 

zwischen denen der beiden Reinformen Lohn- 

oder Preisindexierung. Um die Effekte klarer 

herauszustellen, betrachtet dieser Aufsatz die 

Umstellung auf eine reine Preisindexierung. Die 

Simulationen stellen dabei auch den gesamten 

Rentenbestand auf das neue System um.17)

In den Simulationen nehmen die Renten in der 

Bezugsphase gemäß der Preisentwicklung zu. 

Diese bemisst sich am Zuwachs des Ver-

braucherpreisindex. Preissteigerungen in der 

Bezugsphase schmälern deren Kaufkraft daher 

nicht.18) Allerdings sinkt bei zunehmender Ren-

tendauer die Relation der eigenen Rente zum 

Haltelinie für 
Versorgungs-
niveau: Beitrags-
satz und Bun-
desmittel steigen 
nochmals 
stärker

Inflationsindexie
rung: Nach 
Rentenzugang 
steigen Renten 
weniger stark

Während der 
Bezugsphase: 
Preissteigerun-
gen ausgleichen

14 Die Relation zur Wertschöpfung ist weniger greifbar. Ein 
Vergleich zur Umsatzsteuer ermöglicht es, Größenordnun-
gen zu bebildern, vgl.: Deutsche Bundesbank (2019).
15 Steigende oder fallende Sozialbeitragssätze (mit Aus-
nahme der von Rentenbeziehenden und Erwerbstätigen 
jeweils hälftig zu tragenden Krankenversicherungsbeiträge) 
beeinflussen die Höhe des Versorgungsniveaus. Dies liegt 
daran, dass bspw. Rentenbeziehende den Beitrag zur Pfle-
geversicherung alleine tragen. Die verfügbare Standard-
rente ebenso wie das Versorgungsniveau sinken, wenn die-
ser Satz steigt.
16 Die zunehmende Besteuerung der Renten bleibt beim 
Versorgungsniveau ausgeblendet.
17 Dies ist nicht als Umsetzungsempfehlung zu interpretie-
ren. Sollte ein Umstieg politisch erwogen werden, so be-
stünden verschiedene Ausgestaltungsmöglichkeiten. So 
wäre unter anderem zu entscheiden, wie die Renten von 
Personen, die Ende 2025 bereits in Rente sind, in das neue 
System überführt werden. Dabei ergäben sich je nach Aus-
gestaltung unterschiedliche finanzielle Effekte für die GRV.
18 Steigende Sozialbeiträge und Steuern mindern allerdings 
die Kaufkraft der Renten. In den Simulationen steigt der Bei-
tragssatz zur GRV. Dies dämpft das verfügbare Durch-
schnittsentgelt. Das Versorgungsniveau (Rente im Verhält-
nis zum Lohn nach Beiträgen) ist entsprechend höher. 
Durch diesen Effekt verläuft das Versorgungsniveau im Ren-
tenbezug nicht linear (vgl. Schaubild auf S. 55). Nicht be-
rücksichtigt ist der voraussichtlich gegenläufige Effekt durch 
die Beitragssätze zur Pflegeversicherung. Wenn sie wie er-
wartet steigen, sind Rentenbeziehende stärker belastet, 
weil sie den vollen Beitrag alleine tragen. Das Versorgungs-
niveau sinkt dann etwas stärker.
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aktuellen Durchschnittslohn der Beschäftigten. 

Denn es ist zu erwarten, dass die Löhne (pro 

Kopf) auch künftig durchschnittlich stärker als 

die Preise zulegen. Sie hängen grundsätzlich 

vom Zuwachs der Arbeitsproduktivität zuzüglich 

der Preissteigerungen ab.

Die folgenden Simulationen zeigen die Effekte, 

die sich bei einer Umstellung auf eine Inflations-

indexierung ab dem Jahr 2026 ergeben.19) Das 

Jahr 2026 bietet sich an, weil die bisherigen Re-

geln zuvor auslaufen und die Bundesregierung 

neue Anschlussregeln plant. Den Simulationen 

liegen folgende jahresbezogene Annahmen zu-

grunde, die mit denen anderer Studien ver-

gleichbar sind:

–	 Der trendmäßige Preisanstieg wird gemäß 

dem Ziel des Eurosystems mit 2 % ange-

setzt.20) Bei Inflationsindexierung wachsen 

die Renten damit jährlich im Mittel um 2 %. 

In den vergangenen Jahren lagen die Infla-

tionsraten niedriger. Aktuell sind dagegen 

außergewöhnlich hohe Raten zu beobach-

ten. Zwar können die Inflationsraten vorü-

bergehend vom Inflationsziel des Eurosys-

tems abweichen. Hier geht es jedoch um die 

längere Frist: Dabei ist im Prinzip unterstellt, 

dass sich Über- und Unterschreitungen lang-

fristig ausgleichen und die Europäische Zen-

tralbank das Inflationsziel im Schnitt erreicht.

–	 Die durchschnittlichen Löhne nehmen trend-

mäßig um 3 % zu (brutto, also vor Abzug 

von Sozialabgaben und Steuern). Der An-

stieg wäre etwa kompatibel mit dem ge-

nannten Preisanstieg von 2 % und einem Zu-

wachs der trendmäßigen Arbeitsproduktivi-

tät von 1%. Andere Langfristschätzungen 

legen ähnliche Werte zugrunde.21) Die Löhne 

bestimmen zusammen mit der Beschäftigung 

die Höhe der Beitragseinnahmen der GRV.

Solche Annahmen sind regelmäßig mit einiger 

Unsicherheit verbunden. Weicht die tatsäch-

liche Entwicklung davon ab, können sich Ren-

ten, Beitragssatz und Bundesmittel deutlich an-

ders entwickeln. Ganz allgemein gilt: Eine für 

die Beitrags- und Steuerzahlenden vorteilhaf-

tere Entwicklung der Reallöhne führt zu nied-

rigeren Versorgungsniveaus der Rentenbezie-

henden und umgekehrt. Mögliche konkrete 

Auswirkungen und Reaktionen darauf werden 

weiter unten diskutiert.

Perspektive der einzelnen Rentenjahrgänge

Das Schaubild auf Seite 55 zeigt, wie sich eine 

solche Inflationsindexierung unter den getroffe-

nen Annahmen auswirkt. Dargestellt ist die Wir-

kung auf das individuelle Versorgungsniveau im 

Rentenbezug verschiedener Rentenzugangs-

jahre (ab 2026).22) Die Höhe des Start-​Versor-

gungsniveaus ist dabei ein wichtiger Parameter. 

Über ihn muss letztlich politisch entschieden 

werden. Beispielsweise könnte nach 2025 die 

Haltelinie von 48 % als Startwert dienen. Im 

Verlauf des Ruhestands sinkt das Versorgungs-

niveau, weil der Durchschnittslohn stärker 

wächst als die mit der Inflation angepassten 

Rente. Der Realwert der Rente ändert sich aber 

nicht. Im Durchschnitt beträgt das Versorgungs-

niveau während einer durchschnittlichen Be-

zugsdauer knapp 44%. Gegenüber dem Basis-

szenario bei derzeitigem Recht ist es vor allem 

für Rentenzugänge ab 2035 spürbar höher. 

Allerdings fallen die individuellen Versorgungs-

niveaus zum Ende des Rentenbezugs dann 

Annahmen zur 
trendmäßigen 
Produktivitäts- 
und Preisent-
wicklung

Annahmen mit 
Unsicherheit 
verbunden

Inflations
indexierung: 
Versorgungs-
niveau im Ren-
tenbezug sinkt

19 Die Simulationen erfolgen mit dem Bundesbank-​Modell 
überlappender Generationen (Overlapping Generations, 
OLG). Für mehr Informationen dazu vgl.: Schön (2020). Das 
Modell wurde aktualisiert und berücksichtigt die tatsäch-
liche Entwicklung bis zum aktuellen Rand.
20 Dies entspricht (zufällig) den im aktuellen Rentenver-
sicherungsbericht erwarteten durchschnittlichen Renten-
zuwächsen zwischen 2026 und 2035 auf Basis des gelten-
den Rechts. Vgl.: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(2021).
21 Im Rentenversicherungsbericht unterstellt die Bundes-
regierung ebenfalls ein Lohnwachstum von längerfristig 3 % 
und dabei ein Produktivitätswachstum von 1%, vgl.: Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales (2021). Im jüngsten 
Bericht der Ageing Working Group der Europäischen Kom-
mission sind für Deutschland mit 1,4 % längerfristig höhere 
Zuwächse der Arbeitsproduktivität unterstellt, vgl.: Euro-
päische Kommission (2021).
22 Die Simulationen zur Inflationsindexierung unterstellen 
einen Rentenzugang zum 1. Juli eines Jahres. Die erste An-
passung erfolgt dann nach zwölf Monaten zum 1. Juli des 
Folgejahres. Zur Diskussion des Übergangs für Personen, die 
sich bereits zum Umstellungszeitpunkt in Rente befinden, 
siehe die Ausführungen weiter unten.
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unter die Versorgungsniveaus im Basisszena-

rio.23)

Das Startniveau lässt sich auch höher oder nied-

riger ansetzen. Das oben stehende Schaubild 

zeigt zusätzlich die Wirkungen einer zweiten 

Simulation mit einem exemplarischen Startwert 

von 50 %.24) Gegenüber dem Basisszenario liegt 

die individuelle Rente in der simulierten Reform 

für alle zukünftigen Generationen höher, so-

wohl beim Rentenzugang als auch im weiteren 

Verlauf des Ruhestands (bei durchschnittlicher 

Lebenserwartung). Das durchschnittliche Ver-

sorgungsniveau der Rentenbeziehenden über 

die gesamte Rentenlaufzeit fällt mit knapp 46 % 

entsprechend höher aus. Die individuellen Ver-

sorgungsniveaus zum Ende einer durchschnitt-

lichen Bezugsdauer sind für Personen, die vor 

2040 Rente beziehen, geringer als im Basis

szenario, aber nicht wesentlich. Ab dem Renten

zugangsjahr 2040 sind sie über die gesamte ab-

gebildete Rentenphase höher.

Wie verhält sich die Inflationsindexierung mit 

einem Start-​Versorgungsniveau von 50 % im 

Vergleich zum Regierungsvorhaben eines kon-

stanten Versorgungsniveaus von 48 %? In den 

ersten fünf Jahren nach Rentenzugang liegt das 

individuelle Versorgungsniveau höher. Denn die 

Inflationsindexierung startet von einem höheren 

Niveau (50 %). Im weiteren Verlauf des Renten-

bezugs sinkt es jedoch unter 48 %. Auch im 

Durchschnitt des Rentenbezugs fällt das Versor-

gungsniveau niedriger aus als beim Regierungs-

vorhaben. Die simulierte Reform ordnet sich 

diesbezüglich zwischen dem Regierungsvor-

haben mit Beibehalten des Versorgungsniveaus 

von 48 % und dem Basisszenario ein. Folglich 

resultieren daraus für Beitrags- und Steuerzah-

lende geringere Lasten als beim Regierungsvor-

Bei Startniveau 
50 %: durch-
schnittliches Ver-
sorgungsniveau 
über Bezugs-
phase bei 46 %

Versorgungs-
niveau zwischen 
Basisszenario 
und Regierungs
vorhaben einer 
Haltelinie von 
48 %

Rente in Relation zum Durchschnittsentgelt bei unterschiedlichen Anpassungsregeln*)

*  Standardrente in Relation zum Durchschnittsentgelt gem. Anlage 1 SGB VI. Eine Standardrente erhält eine Person bei durchschnittli-
chen Beitragszahlungen, die nach 45 Jahren zum gesetzlichen Rentenalter in Rente geht. Zu Rentenbeginn liegt die Relation bei 48 % 
bzw. 50 %. Im Verlauf des Rentenbezugs sinkt sie entsprechend den gestrichelten Linien. Der Rückgang resultiert daraus, dass die eige-
ne Rente mit der Inflation steigt und nicht mit dem schneller wachsenden Durchschnittsentgelt. Die Punkte zeigen das durchschnittliche 
Versorgungsniveau einer durchschnittlichen Bezugsphase.
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23 Dies gilt bei der angenommenen Differenz von Lohn-
wachstum und Inflation sowie einer durchschnittlichen Be-
zugsdauer.
24 Für Personen, die sich zum Umstellungszeitpunkt be-
reits in Rente befinden, erhöht sich das standardisierte Ver-
sorgungsniveau um 2 Prozentpunkte auf 50 %.
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haben und höhere als im Basisszenario (siehe 

unten).

Perspektive der Rentenversicherung, 
der Beitrags- und Steuerzahlenden

In der ersten Simulation zur Inflationsindexie-

rung liegt das Start-Versorgungsniveau bei 

48 %. Die Rentenausgaben sind folglich deut-

lich geringer als beim Regierungsvorhaben 

eines stabilen Versorgungsniveaus bei Renten-

zugang und Rentenbezug. Der Beitragssatz 

steigt bis 2070 immer noch deutlich auf 26½% 

(vgl. oben stehendes Schaubild). Er ist aber gut 

2½ Prozentpunkte niedriger als beim Regie-

rungsvorhaben. Auch die Bundesmittel nehmen 

weniger zu, bis 2070 aber immer noch um 

knapp 2 Prozentpunkte der Wertschöpfung. 

Dies entspricht aus heutiger Sicht einem Auf-

kommen aus fast 5 Prozentpunkten des Um-

satzsteuerregelsatzes. Im Vergleich zum Regie-

rungsvorhaben wären dies 1½ Prozentpunkte 

weniger. Im Vergleich zum Basisszenario sind 

der Beitragssatz und die Bundesmittel aber 

gleichwohl deutlich höher.

Im Szenario mit erhöhtem Start-​Versorgungs-

niveau von 50 % springen auch die Bestands-

renten zum Umstellungszeitpunkt im Jahr 2026 

von 48 % auf 50 %. In diesem Szenario steigen 

die Rentenausgaben zunächst spürbar. Deshalb 

wachsen Beitragssatz und Bundesmittel vorü-

bergehend stärker (vgl. nebenstehendes Schau-

bild). Längerfristig liegen die finanziellen Lasten 

aber auch bei diesem Szenario zwischen dem 

Basisszenario und dem Regierungsvorhaben. Im 

Vergleich zum Regierungsvorhaben fällt der Bei-

tragssatz nach einem spürbar schnelleren An-

stieg bis Mitte der 2030er Jahre im Jahr 2070 

um 1½ Prozentpunkte geringer aus. Er ist 2070 

aber noch 2½  Prozentpunkte höher als im 

Basisszenario. Die Bundesmittel nehmen bis 

2070 um 2 Prozentpunkte zu (entspricht dem 

Aufkommen aus gut 5 Prozentpunkten des Um-

satzsteuerregelsatzes).

Zu ausgewählten weiteren Aspekten einer 
Inflationsindexierung

Kaufkraftstabilisierung versus Lohnorientierung 

aus Sicht der Versicherten

Bei einer Inflationsindexierung koppeln sich die 

Renten in der Bezugsphase von der Entwicklung 

der Löhne ab. Dadurch partizipieren die laufen-

den Renten nicht mehr an Produktivitätsfort-

schritten und den damit verbundenen Wohl-

standszuwächsen. Das individuelle Versor-

gungsniveau während des Rentenbezugs fällt 

abhängig vom Zuwachs der Reallöhne unter-

schiedlich aus. Wachsen die Reallöhne jährlich 

trendmäßig statt um 1% (wie in den Simulatio-

nen unterstellt) nur um 0,6 %, ist das Versor-

gungsniveau nach einer durchschnittlichen Be-

zugsphase im Mittel gut 1½ Prozentpunkte 

höher (Rentenzugangsjahr: 2026). Bei einem 

Zuwachs um 1,4% ist es dagegen gut 1½ Pro-

zentpunkte geringer.

Das sinkende Versorgungsniveau im Renten

bezug und die diesbezügliche Unsicherheit 

Bei Startniveau 
48 %: Beitrags-
satz und Bun-
desmittel höher 
als im Basis
szenario und 
geringer als bei 
Regierungs
vorhaben

Bei Startniveau 
50 %: zum 
Umstellungszeit-
punkt höhere 
Bestandsrenten, 
Beitragssätze 
und Bundes
mittel

Versorgungs-
niveau in der 
Bezugsphase 
abhängig vom 
Zuwachs der 
Reallöhne

Simulation: Indexierung der 

Bestandsrenten mit der Inflation
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könnten der Akzeptanz einer solchen Reform 

entgegenstehen. Ein höheres Startniveau kann 

die Effekte abmildern. Allerdings fallen dann 

wiederum der Beitragssatz und die notwendi-

gen Bundesmittel höher aus. Im Hinblick auf ein 

sinkendes Versorgungsniveau im Rentenbezug 

ist aber zu berücksichtigen: Im Basisszenario 

(dem rechtlichen Status quo) sinkt bereits das 

Versorgungsniveau zum Rentenzugang im Zeit-

verlauf.

Kaufkraftstabilisierung versus Lohnorientierung 

aus Sicht der Rentenversicherung

Die Finanzlage der Rentenversicherung hängt 

derzeit nicht vom Ausmaß der Reallohnstei-

gerungen ab. Höhere Reallohnsteigerungen 

– zum Beispiel aufgrund einer höheren Produk-

tivität – erhöhen zwar die Einnahmen. Dem ste-

hen aber auch höhere Ausgaben für Renten ge-

genüber. Bei einer Umstellung auf Inflations

indexierung wird hingegen die Entwicklung der 

Reallöhne für die Rentenfinanzen relevant. Im 

Einklang mit anderen Langfristberechnungen ist 

in den Simulationen ein jährlicher trendmäßiger 

Anstieg der Reallöhne um 1% unterstellt. Diese 

Annahme ist aber mit einiger Unsicherheit ver-

bunden:

–	 Die Reallöhne könnten stärker zunehmen als 

unterstellt: So könnten mit der Digitalisie-

rung die Anforderungen an die Beschäftig-

ten zunehmen. Wenn dadurch im Durch-

schnitt die Qualifizierung steigt, erhöht sich 

das Wachstum der Arbeitsproduktivität.

–	 Die Reallöhne könnten schwächer zunehmen 

als unterstellt, weil etwa Rückschritte bei der 

internationalen Arbeitsteilung und klima-

schonende Produktionsumstellungen die 

Reallohnzuwächse dämpfen könnten.

Insofern ist bei einer Inflationsindexierung der 

langfristige Ausblick auf die Rentenfinanzen 

weniger vorhersehbar. Nehmen die Reallöhne 

beispielsweise um 0,4 Prozentpunkte stärker zu 

als unterstellt, folgt daraus ein rund 1 Prozent-

punkt niedrigerer Beitragssatz im Jahr 2070. 

Das gleiche gilt mit umgekehrten Vorzeichen 

bei einem schwächeren Anstieg der Reallöhne. 

Aus heutiger Sicht ist nicht zu erwarten, dass 

die Reallöhne über einen längeren Zeitraum 

nicht wachsen (die Löhne steigen dann nur mit 

der Inflationsrate). Würden sie allerdings lang-

fristig nicht zunehmen, stiege das Versorgungs-

niveau während des gesamten Rentenbezugs 

sogar. Ursächlich sind die steigenden Renten-

beitragssätze. Diese belasten bei einer Infla-

tionsindexierung nur noch die Beitragszahlen-

den. Weil dadurch für sich genommen das ver-

fügbare Durchschnittsentgelt sinkt, steigt das 

Versorgungsniveau. Die Lasten für Beitrags- und 

Steuerzahlende sind im Ergebnis dann sogar 

höher als bei einem konstanten Versorgungs-

niveau von 48 %.

Inflationsindexierung aus geldpolitischer Sicht

Aus geldpolitischer Sicht sind weitgehend auto-

matische Indexierungen an die Preisentwick-

lung grundsätzlich bedenklich. Unter Umstän-

den sinkt durch eine Indexierung das Interesse 

vieler Menschen an stabilen Preisen. Damit ist 

die Gefahr verbunden, dass sich die Inflations-

erwartungen entankern. Eine sich aufschau-

kelnde Inflation würde wahrscheinlicher. Bei-

spielsweise verstärken preisindexierte Mieten 

einen Inflationsschub, vorausgesetzt, sie wer-

den im Preisindex erfasst. Bei Löhnen könnte 

eine Indexierung zu Zweitrundeneffekten füh-

ren, die den inflationären Prozess verstärken. 

Beides ist bei einer Umstellung auf Preisindexie-

rung der Bestandsrenten nicht der Fall. Sie be-

einflussen die gesamtwirtschaftliche Nachfrage, 

und eine Inflationsindexierung könnte damit 

prozyklisch wirken. Andererseits ersetzt eine In-

flationsindexierung eine bereits vorhandene 

Lohnindexierung, die in der Regel im Vergleich 

zur Preisindexierung prozyklischer wirken dürfte. 

Eine Umstellung von einer Lohn- auf eine Preis-

indexierung bei den Renten scheint daher aus 

geldpolitischer Sicht kaum bedenklich und wird 

auch in anderen Ländern unkritisch gesehen.

Höheres Start-
Versorgungs-
niveau könnte 
sinkendes 
Versorgungs
niveau im 
Ruhestand teils 
kompensieren

Für Renten
finanzen kommt 
weiterer 
Unsicherheits-
faktor hinzu: 
Reallohn
entwicklung

Reallohn
sensitivität des 
Beitragssatzes

Etwaige Um
stellung geld-
politisch nicht 
bedenklich
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Inflationsindexierung und Effekte bei 

unterschiedlichen Lebenserwartungen

Grundsätzlich ändert sich mit einer Inflations-

indexierung die Art und Weise, wie die GRV in-

nerhalb eines Rentenjahrgangs umverteilt: Aus-

gehend von einem stabilen Start-Versorgungs-

niveau bei Rentenzugang sinkt das Versor-

gungsniveau während des Rentenbezugs 

kontinuierlich. Das heißt, anders als im Status 

quo ist das Versorgungsniveau im Durchschnitt 

der gesamten Bezugsphase umso niedriger, je 

länger eine Person lebt. Auch das durchschnitt-

liche Versorgungsniveau über die gesamte Ren-

tenphase sinkt, und zwar um rund 1⁄5 Prozent-

punkt je zusätzlichem Rentenbezugsjahr.

Empirische Untersuchungen zeigen, dass die 

fernere Lebenserwartung mit dem Einkommen 

korreliert.25) Daher tragen bei einer Umstellung 

auf Inflationsindexierung tendenziell einkom-

mensstärkere (langlebigere) Personen die relativ 

größeren Lasten.26) Ungeachtet dieser Durch-

schnittsbetrachtungen gibt es natürlich auch 

langlebige Personen mit geringer gesetzlicher 

Rente und ohne weitere Alterseinkommen 

(auch nicht im gleichen Haushalt). Die Kaufkraft 

ihrer Renten ist zwar geschützt, aber das Ver-

sorgungsniveau geht zurück. Dadurch erreichen 

oder unterschreiten diese Personen Armuts-

schwellen in der Rentenbezugsphase eher. 

Denn diese Schwellen steigen zumindest teil-

weise mit den Reallöhnen.27) Sofern Haushalts-

einkommen und -vermögen bestimmte Schwel-

len unterschreiten, gibt es in Deutschland die 

bedürftigkeitsabhängige Grundsicherung im 

Alter, die dann Unterstützung leistet.28)

Indexierung des Rentenalters 
an die Lebenserwartung

Kombination mit Basisszenario und 
Regierungsvorhaben

Eine steigende Lebenserwartung erhöht sukzes-

sive den Druck auf die Rentenversicherung, 

wenn das gesetzliche Rentenalter ab 2031 un-

verändert bleibt. Die folgenden Simulationen 

knüpfen an frühere Berechnungen der Bundes-

bank zum Rentenalter an.29) Dabei wird unter-

stellt, dass das Rentenalter nach 2031 so steigt, 

dass die durchschnittliche Relation von Renten- 

zu Beitragsjahren in etwa auf dem 2031 erreich-

ten Niveau von gut 40 % bleibt.30) Unter den 

zugrunde gelegten Annahmen zur Lebens-

erwartung steigt das gesetzliche Rentenalter 

dann bis 2070 auf gut 69 Jahre.31) Stiege die 

Lebenserwartung beispielsweise schwächer, 

würde auch das Rentenalter automatisch weni-

ger angehoben. Wie heute schon wird es nicht 

jedem und jeder möglich sein, bis zum gesetz-

lichen Rentenalter zu arbeiten. Daher ist der 

Schutz durch die Erwerbsminderungsrente 

Durchschnitt-
liches Versor-
gungsniveau 
sinkt mit länge-
rer Renten
bezugsdauer

Langlebigere 
– tendenziell 
Einkommens-
stärkere – tra-
gen relativ grö-
ßere Umstel-
lungskosten

Rentenalter 
systematisch mit 
Lebenserwar-
tung verknüpfen

25 Lampert et al. (2019) sowie Haan und Schaller (2021) 
kommen zu dem Ergebnis, dass die fernere Lebenserwar-
tung im Alter von 65 Jahren für Personen mit geringen Ein-
kommen deutlich unterhalb derer von Menschen mit hohen 
Einkommen liegt.
26 Im Vergleich zu einer Lohnindexierung entlastet es die 
Rentenfinanzen insgesamt gesehen bei einer Inflationsinde-
xierung, wenn Personen mit höheren Renten (mehr Entgelt-
punkten) länger Rente beziehen. Bei längerem Rentenbezug 
sinkt bei Inflationsindexierung das durchschnittliche Versor-
gungsniveau, und hiervon sind dann überproportional Per-
sonen mit höheren Renten betroffen. Dieser Effekt, der den 
Beitragssatz eher dämpft, ist in den Simulationen nicht be-
rücksichtigt, weil hier keine Haushalte mit heterogenen Ein-
kommen berücksichtigt sind.
27 Börsch-​Supan und Rausch (2021) zeigen, dass bei einem 
Start-Versorgungsniveau von 48 % und einer Rente von 
80 % der Standardrente nach einer Bezugsphase von 
20 Jahren die Armutsschwelle unterschritten sein könnte. 
Die Berechnungen unterstellen dabei einen jährlichen Pro-
duktivitätszuwachs von 1,2 %. Die Versorgungsniveaus sin-
ken dadurch während der Bezugsphase stärker als in den 
Simulationen dieses Berichts.
28 Frauen haben im Durchschnitt eine höhere Lebens-
erwartung als Männer. Insofern haben sie längere Renten-
laufzeiten. Bei einem Umstieg auf eine Inflationsindexierung 
würden sie daher – wie für längere Lebenserwartungen be-
schrieben  – stärker belastet. Dies gilt, soweit sich die 
Lebenserwartungen von Frauen und Männern künftig nicht 
vollständig angleichen.
29 Vgl.: Deutsche Bundesbank (2019). Dort wurde das 
höhere Rentenalter lediglich mit dem rechtlichen Status quo 
kombiniert. Eine Simulation für ein höheres Rentenalter bei 
einer Haltelinie von 48 % ist nicht enthalten.
30 Diese relative Rentenbezugsphase setzt eine standardi-
sierte Rentenphase (fernere Lebenserwartung ab gesetz-
lichem Rentenalter) ins Verhältnis zur standardisierten Er-
werbsphase. Dabei ist unterstellt, dass die Erwerbsphase 
mit 20 Jahren beginnt und bis zum gesetzlichen Rentenalter 
dauert.
31 Mit der Empfehlung des Wissenschaftlichen Beirats beim 
BMWi ergibt sich ein etwas höheres Rentenalter im Jahr 
2070. Vgl.: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(2021), S. 25.
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wichtig. Dieser wurde zuletzt auch spürbar aus-

geweitet.

Die Simulationen bis 2070 zeigen, dass der 

Druck auf die Rentenfinanzen spürbar nach-

lässt, wenn das Rentenalter nach 2031 weiter 

sukzessive zunimmt (vgl. nebenstehendes 

Schaubild). Zwar steigen der Beitragssatz und 

die Bundesmittel immer noch erheblich. Lang-

fristig nehmen sie aber weniger stark zu als bei 

unverändertem Rentenalter. Bei einer Haltelinie 

von 48 % nach 45 Beitragsjahren ist der Bei-

tragssatz 2070 mit 27 % um 2 Prozentpunkte 

geringer. Auch die Haushalte der Gebietskör-

perschaften werden weniger stark durch die 

demografische Entwicklung belastet: Mit der 

längeren Erwerbsphase sind die Steuereinnah-

men höher. Außerdem fallen die erforderlichen 

steuerfinanzierten Bundesmittel geringer aus als 

bei unverändertem Rentenalter. Sie nehmen 

zwar in Relation zur Wertschöpfung gegenüber 

2021 um 2 Prozentpunkte zu (knapp 5 Prozent-

punkte des Umsatzsteuerregelsatzes). Bezogen 

auf die Wertschöpfung ist dies jedoch ½ Pro-

zentpunkt weniger als bei unverändertem Ren-

tenalter.32)

Dynamisiertes Versorgungsniveau bei 
höherem Rentenalter spürbar höher

Die zuvor standardisiert ausgewiesenen Versor-

gungsniveaus nach 45 Beitragsjahren vernach-

lässigen, dass bei steigendem Rentenalter ten-

denziell auch die Anzahl der Beitragsjahre zu-

nimmt. Seit 2012 steigt das Rentenalter sukzes-

sive an: seitdem ist zu beobachten, dass sich 

auch die Rentenzugänge im Durchschnitt 

schrittweise nach hinten verschieben.33) Mit der 

längeren Erwerbsphase wachsen damit auch 

die Rentenansprüche. Dies ist ebenso bei einem 

nach 2031 weiter steigenden Rentenalter zu er-

warten.34) Dieser Effekt lässt sich mit einem 

dynamisiert ausgewiesenen Versorgungsniveau 

abbilden. Das dynamisierte Versorgungsniveau 

berücksichtigt, dass bei steigendem Rentenalter 

die Beitragsjahre zunehmen. Es errechnet sich 

dann nicht mehr aus konstant 45 Beitrags-

jahren. Vielmehr ergeben sich die in das dyna-

misierte Versorgungsniveau eingerechneten 

Beitragsjahre aus der Differenz von jeweiligem 

gesetzlichen Rentenalter und 20 Jahren (an-

genommener Berufseinstieg).

Das dynamisierte Versorgungsniveau ist mit 

steigendem Rentenalter im Zeitverlauf sukzes-

sive höher (vgl. Schaubild auf S.  60). Bereits 

nach derzeitiger Rechtslage steigt das Renten-

alter auf 67 Jahre. Im Jahr 2031 erreichen Per-

sonen erstmals mit 67 Jahren die Regelalters-

grenze.

So ist beispielsweise das dynamisierte Versor-

gungsniveau bei Fortführen der Haltelinie von 

Höheres Renten-
alter dämpft 
Entwicklung von 
Beitragssatz und 
Bundesmitteln

Beitragsjahre 
steigen mit 
höherem 
Rentenalter

Dynamisiertes 
Versorgungs-
niveau fällt 
sukzessive 
höher aus

Simulation: Indexierung des Rentenalters
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Regierungsvorhaben: Fortführen der Haltelinie 
von 48% für das Versorgungsniveau

32 Bei einer Kombination aus Inflationsindexierung und In-
dexierung des Rentenalters erreicht der Beitragssatz im Jahr 
2070 eine Größenordnung von gut 25½ % (Startniveau 
50 %) bzw. 24½ % (Startniveau 48 %).
33 Dies zeigen die Daten der Deutschen Rentenversiche-
rung, vgl.: Forschungsdatenzentrum der Rentenversiche-
rung (2020).
34 Vgl. hierzu ausführlicher: Deutsche Bundesbank (2019), 
S. 73.
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48 % nach 45 Beitragsjahren entsprechend 

höher. Für eine Person, die im Jahr 2031 nach 

47 Beitragsjahren in Rente geht, beträgt es 

50 %.35) Nimmt danach das Rentenalter weiter 

zu, liegt das dynamisierte Versorgungsniveau im 

Jahr 2070 nach gut 49 Beitragsjahren bei knapp 

52½%.36)

Diesen Sachverhalt blendet die politische Dis-

kussion bislang aus. Es wäre zu erwägen, bei 

der Definition von Haltelinien oder stabilen 

Start-​Versorgungsniveaus die zusätzlichen Bei-

tragsjahre zu berücksichtigen: Das Versorgungs-

niveau würde dann also dynamisch ermittelt. 

Damit würde den zunehmenden Rentenansprü-

chen Rechnung getragen. Gleichzeitig dämpft 

dies den Beitragssatzanstieg.37) Dies gilt für eine 

etwaige Anhebung des Rentenalters nach 2031. 

Eine solche Anpassung könnte aber auch für die 

Zeit bis 2031 geprüft werden, unabhängig von 

einer weiteren Anhebung des Rentenalters.

Schlussbemerkungen

Es ist eine politische Entscheidung, wie die 

demografischen Lasten auf Erwerbstätige, 

Steuerzahlende und Rentenbeziehende verteilt 

werden. Dabei gilt es auch zu berücksichtigen, 

welche Effekte sich auf Wachstum und Beschäf-

tigung ergeben. Denn eine hohe Erwerbstätig-

keit ist ein wichtiger Baustein, um den demo-

grafisch angelegten finanziellen Druck für die 

Rentenversicherung zu dämpfen. Für eine um-

fassende und fundierte Diskussion ist wichtig, 

dass die Regierung durch langfristige, plausible 

Vorausberechnungen aufzeigt, wie sich die von 

ihr beabsichtigte Ausgestaltung auf die Stellgrö-

ßen der Rentenversicherung auswirkt. Bei aller 

Schätzunsicherheit spricht viel dafür, einen sehr 

viel längeren Zeitraum zugrunde zu legen als in 

den derzeitigen Rentenversicherungsberichten. 

Denn die Berechnungen sollten auch für dieje-

nigen eine Orientierung bieten, die aktuell am 

Beginn ihres Erwerbslebens stehen.

Dieser Aufsatz bebildert mit Langfristsimulatio-

nen zunächst Effekte, die sich beim rechtlichen 

Status quo ergeben. Eine weitere Simulation 

zeigt die Wirkung eines dauerhaft stabilen Ver-

sorgungsniveaus von 48 % nach 45 Beitrags-

jahren (Regierungsvorhaben). Das gesetzliche 

Rentenalter bleibt dabei ab den 2030er Jahren 

unverändert bei 67 Jahren: Unter den getroffe-

nen Annahmen steigt der Beitragssatz sehr 

stark von derzeit 18,6 % auf eine Größenord-

nung von 29 %. Damit ist der Beitragssatz deut-

lich höher als im rechtlichen Status quo, der ein 

sinkendes Versorgungsniveau vorsieht. Der 

hohe Beitragssatz steht im Einklang mit Voraus-

berechnungen anderer Institutionen. Auch der 

Bundeshaushalt gerät aufgrund stärker steigen-

Dynamisiertes 
Versorgungs-
niveau bei 
Haltelinie von 
48 % im Jahr 
2070 bei 
52½%.

Bei Definition 
von Haltelinien 
oder Start-​Ver-
sorgungsniveau 
dynamisierte 
Größen ver
wenden

Finanzlasten 
einer Reform 
durch lang
fristige Voraus-
berechnungen 
offenlegen

Dauerhaftes Ver-
sorgungsniveau 
von 48 %: Bei-
tragssatz und 
Bundesmittel 
steigen erheblich

Rente in Relation zum Durchschnitts-

entgelt bei steigenden Beitragsjahren*)

* Standardrente in Relation zum Durchschnittsentgelt gem. An-
lage 1 SGB VI.  Die Definition der Standardrente unterscheidet 
sich  aber  zu  den vorherigen Schaubildern:  Dargestellt  ist  der 
Fall  einer Person mit durchschnittlichen Beitragszahlungen, die 
mit  20 Jahren versicherungspflichtig wurde und zum (steigen-
den) gesetzlichen Rentenalter in Rente geht. Je später die Per-
son in Rente geht, desto mehr Entgeltpunkte hat sie erworben 
und umso höher ist die Relation zum Durchschnittsentgelt. Z. B. 
ist eine Person, die im Jahr 2026 (2031) in Rente geht, 66 1/3 
(67) Jahre und verfügt über 46 1/3 (47) Entgeltpunkte. Ab An-
fang der 2030er Jahre ist das gesetzliche Rentenalter an die Le-
benserwartung gebunden und steigt bis 2070 auf 69 Jahre.
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Fortführen der Haltelinie von 48 % nach 45 Beitrags-
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Fortführen der Haltelinie von 48 % nach 45 Beitrags-
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35 Dabei handelt es sich jeweils um das Versorgungs-
niveau bei Rentenzugang. Das dynamisierte Versorgungs-
niveau nach Rentenzugang bleibt dann unverändert, weil 
im Rentenbezug keine zusätzlichen Beitragsjahre erwor-
ben werden.
36 Das dynamisiert ausgewiesene Versorgungsniveau liegt 
auch im Basisszenario deutlich höher, vgl. hierzu und poten-
zieller Ausgestaltungsoptionen der Rentenanpassungsfor-
mel: Deutsche Bundesbank (2019), S. 74 f.
37 Für ausführlichere Informationen zum dynamisierten 
Versorgungsniveau vgl.: Deutsche Bundesbank (2019).
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der Bundesmittel erheblich unter finanziellen 

Druck. Für diese zusätzlichen Mittel besteht ab-

sehbar aber wohl kein Spielraum, ohne Aus-

gaben an anderer Stelle zu kürzen oder Steuern 

zu erhöhen.

Weitere Simulationen bebildern eine Inflations-

indexierung von Bestandsrenten. Diese ist inter-

national weit verbreitet. Sie kann je nach Aus-

gestaltung der Parameter den Druck auf die 

Rentenfinanzen dämpfen. Der Beitragssatz und 

die Bundesmittel nehmen dann weniger stark 

zu. Eine Inflationsindexierung gleicht zwar Preis-

steigerungen während des Rentenbezugs aus, 

die Kaufkraft bleibt insoweit erhalten. Allerdings 

sinkt das Versorgungsniveau während des Ren-

tenbezugs bei weiter wachsenden Reallöhnen 

kontinuierlich. Dabei tragen Rentenbeziehende, 

die länger leben, die größeren Lasten einer sol-

chen Umstellung. Gemäß empirischer Studien 

sind dies Personen, die tendenziell über höhere 

Einkommen verfügen. Ein weiterer Unterschied 

ergibt sich für die Planbarkeit der Rentenfinan-

zen: Durch eine Umstellung auf Inflationsinde-

xierung wird die künftige finanzielle Entwick-

lung der Rentenfinanzen weniger vorhersehbar 

als bei derzeitiger Rechtslage. Denn die Renten-

finanzen sind zusätzlich abhängig davon, wie 

sich der Reallohn entwickelt. Eine solche er-

höhte Unsicherheit ist für sich genommen ein 

Nachteil einer Inflationsindexierung.

Viele Institutionen, die die Bundesregierung 

wirtschaftspolitisch beraten, empfehlen, das 

Rentenalter an die Lebenserwartung zu kop-

peln. Es wäre in der Tat gut nachvollziehbar, 

etwa das Verhältnis zwischen Renten- und Bei-

tragsjahren weitgehend zu stabilisieren. Im 

dazu simulierten Szenario steigt das Rentenein-

trittsalter zwischen Anfang der 2030er Jahre 

und 2070 von 67 Jahren auf gut 69 Jahre. Dies 

verringert den Anstieg des Beitragssatzes. Im 

Jahr 2070 liegt der Beitragssatz bei einer Halte-

linie von 48 % für das Versorgungsniveau bei 

etwa 27 % (statt bei 29 % ohne höheres Ren-

tenalter).

In der Vergangenheit verschoben Versicherte 

die tatsächlichen Rentenzugänge sukzessive 

nach hinten, wenn das Rentenalter zunahm. 

Sofern Versicherte den Rentenzugang auch 

weiterhin mit dem gesetzlichen Rentenalter ver-

schieben, stützt dies ihre individuelle Rente: Das 

individuelle (dynamisierte) Versorgungsniveau 

entwickelt sich günstiger als das ausgewiesene 

Versorgungsniveau nach 45  Beitragsjahren. 

Liegt letzteres bei konstant 48 %, beträgt das 

dynamisierte Versorgungsniveau im Jahr 2031 

50 %. Es wäre zu erwägen, bei der Definition 

von Haltelinien oder stabilen Start-​Versorgungs-

niveaus die zusätzlichen Beitragsjahre zu be-

rücksichtigen. Das Niveau würde also dyna-

misch ermittelt. Längere Erwerbsphasen bei 

steigender Lebenserwartung stützen im Übri-

gen die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. Da-

mit tragen sie über die Rentenversicherung 

hinaus dazu bei, den demografischen Wandel 

gut zu bewältigen.

Inflations
indexierung 
kann Druck von 
Rentenfinanzen 
nehmen; aller-
dings sind die 
Rentenfinanzen 
weniger vorher-
sehbar

Mit höherem 
Rentenalter 
finanzielle 
Lasten abfedern

Erwägenswert: 
bei der Defi-
nition von Halte-
linien oder Start-
Versorgungs-
niveaus zusätz-
liche Beitrags-
jahre einbe
ziehen
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